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(7) Bundestags-
verwaltung

Die Bundestagsverwaltung mit rund

2.500 Mitarbeitern unterstützt den Bun-

destag bei seiner Arbeit. Sie bereitet nicht

die Gesetze vor, sondern sorgt dafür, 

dass organisatorisch, technisch, perso-

nell und materiell alles funktioniert. Die

Bundestagsverwaltung ist dem Bun-

destagspräsidenten unterstellt und hat

den Rang einer Obersten Bundesbe-

hörde. Sie gliedert sich in die Abteilungen

„Zentrale Dienste“, „Parlamentarische 

Dienste“ und „Wissenschaftliche Dienste“

mit zahlreichen spezialisierten Unter-

abteilungen und Fachreferaten. Hinzu

kommen außerhalb der Abteilungen das

Präsidialbüro, die Büros der Vizepräsiden-

ten, das Pressezentrum, das Protokoll-

Referat und das Amt des Wehrbeauf-

tragten.

(8) Altersentschädigung
Eine Altersentschädigung erhalten ehe-

malige Bundestagsabgeordnete, wenn sie

das fünfundsechzigste Lebensjahr vollen-

det und dem Parlament acht Jahre lang

angehört haben. Mit jedem weiteren Jahr

bis zum 18. Jahr der Mitgliedschaft be-

ginnt der Anspruch auf  Auszahlung ein

Lebensjahr früher.

(9) Übergangsgeld
Wer dem Bundestag mindestens ein Jahr

angehört hat, erhält Übergangsgeld, um

sich nach dem Ausscheiden ohne fi-

nanzielle Not wieder einen Beruf suchen

zu können. Für jedes Jahr der Mitglied-

schaft wird ein Betrag in Höhe der Mo-

natsentschädigung gezahlt – höchstens

jedoch 18 Monate lang. Das Übergangs-

geld kann auch in einer Summe aus-

gezahlt werden. Vom zweiten Monat

nach dem Ausscheiden an werden alle Er-

werbs- und Versorgungseinkünfte auf das

Übergangsgeld angerechnet.

knapp 30 Prozent. Anstieg der Diäten
im selben Zeitraum: 0 Prozent. Urteil:
Die Höhe der Abgeordnetenentschä-
digung sei „derzeit nicht angemes-
sen“. Was machte das Parlament? Es
erhöhte die Entschädigung mit
schlechtem Gewissen um 4,26 Pro-
zent – und holte den damals entstan-
denen Rückstand nie wieder auf. 

Einige kleinere Erhöhungsschritte
folgten, dann gab es 1987 einen
Zehnjahresvergleich: Löhne und Ge-
hälter: plus 41,3 Prozent, Diäten: plus
16,4 Prozent. Vier Jahre später setzte
sich ein Expertengremium zusammen,
um zu ermitteln, wie viel die Abge-
ordneten eigentlich bekommen
müssten, damit dieser Betrag – den
Maßstäben des Verfassungsgerichtes
entsprechend – „eine Lebensführung
gestattet, die der Bedeutung des Am-
tes angemessen ist“. Also eine Mi-
schung aus Leistung, Arbeitseinsatz,
Zeitaufwand (4) und Verantwortung.
Ergebnis: Mindestens 3.000 Mark be-
kamen die Bundestagsabgeordneten
zu wenig. Statt 9.664 Mark hätten sie
also damals bereits rund 12.700 be-
kommen müssen. Sie reagierten – in-
dem sie auf 10.128 Mark erhöhten. 

Aber auch in der Folge nahmen die
Abgeordneten zwar die regelmäßigen
Steigerungen bei den Einkommen des
Volkes zur Kenntnis, koppelten die Ein-
kommen der Vertreter dieses Volkes je-
doch regelmäßig davon ab. Binnen 18
Jahren kamen neun „Nullrunden“ zu
Stande. Die Abgeordnetenbezüge
stiegen um 38 Prozent, die der leiten-
den Angestellten im selben Zeitraum
um 143 Prozent. Inzwischen verdient
der Prokurist eines mittelständischen
Unternehmens jährlich rund 10.000
Euro mehr als ein Abgeordneter. Und
die Richterbezüge der Besoldungs-
gruppe R 6 (5), die Mitte der 70er
Jahre einmal zum Maßstab für die Diä-
ten genommen worden waren, liegen
inzwischen Monat für Monat um
mehr als 500 Euro über denen der
Mitglieder des Bundestages.

Während die offiziell immer noch
„Entschädigung“ genannten Einkom-
men der Abgeordneten ganz normal
versteuert werden müssen, ist die 
zusätzlich geleistete Kostenpau-
schale (derzeit 3.417 Euro) steuerfrei.
Nachdem in den Anfangsjahren des
Bundestages eine Abrechnung von
Tagegeldern, Unkostenersatz, Reise-

kostenersatz und vielen weiteren Ein-
zelnachweisen zu einem großen büro-
kratischen Aufwand geführt hatte,
ersetzte der Bundestag 1977 alle die-
se mandatsbedingten Ausgabener-
stattungen durch eine einheitliche
Pauschale (6). Damit bezahlen die
Abgeordneten zum Beispiel die Kos-
ten für ein Wahlkreisbüro, Mehrauf-
wendungen für ihren Aufenthalt
während der Sitzungswoche in Berlin
(Wohnung oder Hotel), Reisespesen,
Bürokosten, Porti und Telefon, 
Repräsentation, Einladungen, Wahl-
kreisbetreuung und alle anderen Aus-
gaben, „die auch sonst nicht aus dem
der Lebensführung dienenden berufli-
chen Einkommen zu bestreiten sind“,
wie es im Abgeordnetengesetz heißt. 

Kommen die Parlamentarier damit
nicht aus, können sie alle weiteren
Ausgaben jedoch nicht in der Steuer-
erklärung geltend machen. Abgeord-
nete haben weder Werbungskosten
noch 13. Monatsgehalt, weder Ur-
laubs- noch Weihnachtsgeld. In den
vergangenen Jahrzehnten verzichte-
ten die Abgeordneten zumeist nicht
nur auf eine Anpassung der Entschä-
digung, sondern auch auf eine Er-
höhung der Pauschale. Dies läuft 
inzwischen anders. Zumindest die
steuerfreie Pauschale wird jährlich
entsprechend der Entwicklung der
Lebenshaltungskosten angehoben.

Es gibt eine ganze Reihe weiterer Re-
gelungen, die das Abgeordnetenleben
in all der Hektik und Arbeitsbelastung
erleichtern: Die unentgeltliche Nut-
zung von Bahn, Lufthansa und Fahr-
zeugen der Bundestagsverwaltung für
Dienstreisen zum Beispiel, die techni-
sche, wissenschaftliche und organisa-
torische Unterstützung durch die Bun-
destagsverwaltung (7), einen oder
mehrere Mitarbeiter für die parlamen-
tarische Arbeit, aber auch die ver-
gleichsweise großzügige Altersversor-
gung. Auch sie wird freilich seit  langer
Zeit überprüft und korrigiert. So wurde
die Zahl der Jahre, die ein Abgeordne-
ter im Bundestag arbeiten muss, um
erstmals Anspruch auf Altersentschä-
digung (8) zu haben, auf acht Jahre
heraufgesetzt, der Prozentsatz der Ent-
schädigung nach zwölf Jahren Mit-
gliedschaft auf 36 Prozent gesenkt.
Diese Altersentschädigung wird natür-
lich erst ab Erreichen des 65. Lebens-
jahres gezahlt. Diese Bezüge sind übri-

gens – anders als die übrige Rente –
voll zu versteuern. Mit dem Über-
gangsgeld (9) nach dem Ausscheiden
eines Abgeordneten (Faustformel: eine
Monatsentschädigung je Jahr der Bun-
destagszugehörigkeit) soll vermieden
werden, dass viele Berufsgruppen von
der Übernahme eines Mandats abge-
schreckt werden, weil das Risiko,
anschließend von heute auf morgen
vor dem beruflichen Nichts zu stehen,
zu groß ist. Aber auch hier sind die 
Leistungen im Laufe der Zeit abge-
schmolzen worden.

Es wird auch in Zukunft die ent-
scheidende Frage sein, woran die Ar-
beit der Abgeordneten gemessen
werden soll. Das wird jeder aus seiner
persönlichen Einkommensperspektive
jeweils anders beurteilen.

Möglicherweise ist ein Blick ins Aus-
land hilfreich. 150.000 Dollar erhält
ein Abgeordneter im Repräsentanten-
haus des US-Kongresses für seine jähr-
liche Arbeit, 55.118 Pfund sein Kolle-

ge im britischen Unterhaus. Aber sind
diese Angaben wirklich vergleichbar?
Müsste nicht auch die Wirtschaftskraft
eines Landes einbezogen werden,
wenn es um die Frage geht, mit wel-
cher finanziellen Wertschätzung die
Arbeit der Abgeordneten begleitet
wird (siehe Grafik)?

Werden alle Diäten und sonstigen
Aufwendungen für die Abgeordne-
ten, alle Verwaltungs- und Gebäude-
kosten, kurz: alle Ausgaben für das
Bundesparlament, zusammengenom-
men und auf alle Bürger verteilt,
kommt ein Pro-Kopf-Betrag von gera-
de sieben Euro pro Jahr für den Bun-
destag dabei heraus. Also gerade mal
drei Bier an einem Abend. Vermutlich
wird das die Empörung am Stamm-
tisch über die „Selbstbedienung“ der
Volksvertreter kaum verringern 
können. Auch nicht nach weiteren
drei Bieren – das entspricht dann
schon wieder einem ganzen weiteren
Jahr parlamentarischer Arbeit.

(5) Besoldungsgruppe R 6
Gutachter und Expertenkommissionen

empfahlen immer wieder, als vergleich-

baren Anhaltspunkt die Bezüge eines

Richters bei einem obersten Gerichtshof

des Bundes (R 6) oder eines kommunalen

Wahlbeamten auf Zeit (B 6), also etwa

eines Oberbürgermeisters, zu wählen.

Eine entsprechende Formulierung findet

sich auch im Abgeordnetengesetz. Als

Anpassung sehen die gesetzlichen

Vorschriften eine stufenweise Erhöhung

der monatlichen Abgeordnetenent-

schädigung vor: 12.953 DM ab dem Jahr

2000, 13.200 Mark ab dem Jahr 2001,

6.878 Euro ab dem Jahr 2002 und 7.009

Euro ab dem Jahr 2003. Dieser Betrag ist

voll zu versteuern. Anders als die Beamten

erhalten die Bundestagsabgeordneten

aber keine weiteren Leistungen, wie Orts-

zuschläge oder Familienzuschläge, die im

Einzelfall 1.300 Euro zusätzlich zu den

derzeit 6.898 Euro Grundgehalt pro

Monat bedeuten können.

(6) Kostenpauschale 
Diese Pauschale für mandatsbedingte

Ausgaben ist von Anfang an steuerfrei

gewesen. Sie betrug 1977 4.500 DM,

1987 5.003 DM, 1997 6.251 DM. Wenn

ein Abgeordneter an einem Sitzungstag

fehlt oder eine namentliche Abstimmung

versäumt, wird die Kostenpauschale ver-

ringert. Die aktuelle Liste der Abzüge von

der Kostenpauschale enthält 50 Euro,

wenn ein Abgeordneter sich an

Sitzungstagen nicht in die Anwesenheits-

listen einträgt, 100 Euro, wenn er sich

nicht einträgt und auch nicht beurlaubt

war, 20 Euro, wenn er die Arbeitsun-

fähigkeit aus Krankheitsgründen nach-

weist, 50 Euro, wenn er eine namentliche

Abstimmung verpasst.
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So viel eines Pro-Kopf-Ein-
kommens gibt jeder Staat für
einen Abgeordneten aus.
Das heißt: In Luxemburg er-
hält ein Abgeordneter nur ein
Drittel mehr als auf jeden Ein-
wohner an Einkommen ent-
fällt. In Italien ist das Entgelt
für einen Parlamentarier
mehr als sechsmal so hoch
wie das Pro-Kopf-Einkommen.
In Deutschland ist es fast 
dreimal so hoch. Nach dieser
Zusammenstellung befinden
sich die Bundestagsabgeord-
neten also im Mittelfeld des
internationalen Vergleichs.
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